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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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Inhalt: Geſetz, betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe von 
Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt find, und von gering beſoldeten Staatsbeamten, 
S. 521. — Allerhöchſter Erlaß vom 16. Auguſt 1895, betreffend die Uebertragung der Ver⸗ 
waltung der auf Grund des Geſetzes vom 16. Juli 1895 in das Eigenthum des Staates übergehenden 
Eiſenbahnen an die Eiſenbahndirektion in Erfurt, S. 523. — Bekanntmachung der nach dem 
Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs-Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, 
Urkunden ꝛc., S. 523. 


(Jr. 9784.) Geſetz, betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten. Vom 13. Auguſt 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


F. 1. 

Der Staatsregierung wird der Betrag von fünf Millionen Mark zur 
Verfügung geſtellt, um damit eine Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe von 
Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt ſind, und von gering beſoldeten 
Staatsbeamten nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen herbeizuführen. 


§. 2. 

Aus den bereit geſtellten Mitteln ($. I) dürfen für Rechnung des Staates 
Wohnhäuſer, die im Eigenthum des Staates verbleiben, errichtet werden. Die 
in dieſen Häuſern enthaltenen Wohnungen ſind alsdann an Arbeiter, die in 
ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt find, oder an gering beſoldete Beamte zu ver- 
miethen. ö 
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Ausgegeben zu Berlin den 5. September 1895. 
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F. 3. 

Der Miethszins iſt ſo zu beſtimmen, daß er nach Deckung der Koſten 
für die Verwaltung und die bauliche Unterhaltung der Gebäude eine angemeſſene 
Verzinſung des geſammten Anlagekapitals und die Amortiſation der Baukoſten 
gewährt. 

§. 4. 

Die bereit geſtellten Mittel ($. 1) dürfen ferner zur Bewilligung von Bau⸗ 

darlehnen verwendet werden. 


F. 5. 

Zur Bereitſtellung der im $. 1 gedachten fünf Millionen Mark iſt eine 
Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Schuldverſchrei⸗ 
bungen aufzunehmen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld⸗ 
verſchreibungen veräußert werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz⸗Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


$. 6 


Dem Landtage iſt bei deſſen nächſter regelmäßiger Zuſammenkunft über 
die Ausführung dieſes Geſetzes Rechenſchaft zu geben. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Lowther, den 13. Auguſt 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Boetticher. Miquel. Thielen. Bronſart v. Schellendorff, v. Köller. 
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(Nr. 9785.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Auguſt 1895, betreffend die Uebertragung der Ver- 
waltung der auf Grund des Geſetzes vom 16. Juli 1895 (Geſetz⸗Samml. 
S. 315) in das Eigenthum des Staates übergehenden Eiſenbahnen an die 
Eiſenbahndirektion in Erfurt. 


Ai Ihren Bericht vom 5. Auguſt d. J. beſtimme Ich zur Ausführung des 
Geſetzes vom 16. Juli d. J., betreffend den weiteren Erwerb von Eiſenbahnen 
für den Staat, daß die Verwaltung der Weimar-Geraer, der Saal- und der 
Werra⸗Eiſenbahn, ſowie der Eiſenbahnen von Eisfeld nach Unterneubrunn und 
von Hildburghauſen nach Friedrichshall vom Tage ihres Ueberganges auf den 
Staat der Eiſenbahndirektion in Erfurt übertragen wird. Dieſer Erlaß iſt durch 
die Geſetz- Sammlung zu veröffentlichen. 


Brunsbüttel, den 16. Auguſt 1895. 
Wilhelm. 


Für den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
v. Köller. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 GGeſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: ; 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Juni 1895, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Magdeburg zur Entziehung 
und zur dauernden Beſchränkung des zur Herſtellung der Verbindung 
der Gleiſe am Hafen zu Magdeburg-Neuſtadt mit den Schienenanlagen 
der Staatsbahnſtrecke Magdeburg Stendal in Anſpruch zu nehmenden 
Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magde⸗ 
burg Nr. 29 S. 273, ausgegeben am 20. Juli 1895, 

2) das am 18. Juni 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wieſen⸗ 
genoſſenſchaft zu Gransdorf⸗Spangdahlem im Kreiſe Wittlich, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 30 S. 305, ausgegeben 
am 26. Juli 1895, 
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3) das am 14. Juli 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft II zu Daun im Kreiſe Daun, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 34 S. 337, ausgegeben am 
23. Auguſt 1895; 

4) das am 14. Juli 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Olzheim im Kreiſe Prüm, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 34 S. 340, ausgegeben am 
23. Auguſt 1895. 


Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


